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„Die Fortführung der gegenwärtigen
Trends in der Raumentwicklung ist
nicht finanzierbar. Mit der Zersiedlung
drohen steigende Kosten für den Bau,
den Betrieb und den Unterhalt von
Infrastrukturanlagen.“ Diese Aussage
aus einem Bericht des Schweizeri-
schen Bundesrates stammt bereits 
aus den 1990er Jahren (BRP 1996). 
In dieser Zeit war Deutschland noch 
von der Wachstumseuphorie der Wen-
dejahre geprägt. Die Bautätigkeit – viel-
fach verbunden mit einer Neuinan-
spruchnahme von Flächen an den
Rändern der Städte und Gemeinden –
hatte vielerorts einen neuen Höhepunkt
erreicht. 

Mittlerweile hat sich die Situation deut-
lich verändert und die Betrachtung 
der Kosten und Nutzen der Siedlungs-
entwicklung gewinnt erheblich an Auf-
 merksamkeit. Immer häufiger wird von
Planungs- und Entscheidungsträgern
eine Sichtbarmachung der länger-
fris tigen Folgekosten von Baugebieten 
ge fordert und eine unmittelbare Verbin-
dung zwischen der Siedlungsentwick-
lung und der Einnahmen- bzw. Ausga-
bensituation der Kommunen gezogen. 

Das zunehmende Interesse für die 
fiskalischen Effekte der Siedlungsent-
wicklung hat in den letzten Jahren zu
einer Reihe von Forschungsprojekten
geführt und die Entwicklung von EDV-
gestützten Werkzeugen zur Betrach-
tung der Kosten und Nutzen der Flä-
chenentwicklung vorangetrieben. Das
ILS hat sich der Thematik in unter-
schiedlichen Projekten gewidmet. Aus
diesen Arbeiten werden in diesem 
Beitrag einige Ergebnisse zusammen-
fassend dargestellt. 

Die Relevanz des Themas steht in
engem Zusammenhang mit dem de -
mo graphischen Wandel. Die daraus
resultierende Umbruchsituation stellt
neue Anforderungen an die Siedlungs-
entwicklung, schafft – verstärkt durch
die schlechte Situation der öffentlichen
Haushalte – starken Handlungsdruck
und erhöht den Bedarf an Kostenbe-
trachtungen in der Praxis. 

Vor diesem Hintergrund sollen zu -
nächst die ver änderten Rahmenbedin-
gungen für die Siedlungsentwicklung
am Beispiel Nordrhein-Westfalen dar-
gestellt werden. 

Demographischer Wandel, 
Siedlungsentwicklung 
und kommunale Finanzen
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Demographischer Wandel 
in Nordrhein-Westfalen: 
Weniger. Älter. Bunter.

Der demographische Wandel führt 
zu Veränderungen der Zahl und der 
Struktur der Bevölkerung, die als 
zentrale Rahmenbedingungen für die
Siedlungsentwicklung anzusehen sind.
Hinter den einprägsamen Schlagwor-
ten „Weniger. Älter. Bunter.“ stehen vier
wichtige Trends:

• Bevölkerungsabnahme, 
• Alterung, 
• Internationalisierung und 
• Individualisierung. 

Besonders hervorzuheben ist die teil-
räumliche Differenzierung der Entwick-
lungen. Innerhalb eines Bundeslandes,
einer Region oder einer Stadt stellen
sich Ausgangsbedingungen und Ent-
wicklungsperspektiven oft sehr unter-
schiedlich dar.  

Bevölkerungsabnahme

Nach der aktuell gültigen Bevölkerungs-
vorausberechnung des statistischen
Landesamtes wird die Bevöl kerung 

in Nordrhein-Westfalen im Zeitraum
von 2008 bis 2030 um 3,7 Prozent
abnehmen.1 Die Einwohnerzahl von
dann 17,3 Millionen würde dem Stand
zu Beginn der 1990er Jahre entspre-
chen. 
Hinsichtlich der räumlichen Ausprä-
gung dieser Entwicklung wird deutlich,
dass sich die Bevölkerungsabnahme
nicht mehr auf die Großstädte im 
Ruhrgebiet und im Bergischen Land
beschränkt, die vergleichsweise früh
vom demographischen Wandel erfasst
wurden. Vielmehr erstrecken sich die
rückläufigen Bevölkerungszahlen eben-
so auf den Ballungsrand in altindustriell
geprägten Regionen. Und auch eher
ländliche Räume wie Sauer- und 
Siegerland oder weite Teile von Ost-
westfalen-Lippe stellen Schwerpunkte
des Bevölkerungsrückgangs dar (vgl.
Abb. 1). Hier werden nach den vorlie-
genden Berechnungen einige kreisan-
gehörige Städte und Gemeinden inner-
halb der nächsten 20 Jahre rund ein
Viertel ihrer heutigen Einwohnerzahl
einbüßen. Gleichzeitig können die
Region Köln/Bonn, die Stadt Düssel-
dorf sowie Teilräume im Münsterland
und am Niederrhein noch mit einer 

weiteren Bevölkerungszunahme im be -
trachteten Zeitraum rechnen. Ungeach-
tet dieser groben räumlichen Muster
liegen Gemeinden mit erwartetem Ein-
wohnerzuwachs oft unmittelbar neben
Gemeinden mit sinkender Einwohner-
zahl. Es ergibt sich ein kleinräumiges
Nebeneinander von Wachstum und
Schrumpfung. 
Insgesamt ist bereits heute ein Über-
 gang hin zur Bevölkerungsabnahme
er kenn bar. Anfang der 1990er Jahre
konnten die nordrhein-westfälischen
Städte und Gemeinden fast ausnahms-
los eine Bevölkerungszunahme ver bu -
chen. Seinerzeit profitierten die Kom-
munen von einer starken Zuwanderung
aus Osteuropa und Ostdeutschland.
Die Bilanz aus Geburten und Sterbe -
fällen hat sich seitdem aber weiter ver-
schlechtert. Im Er gebnis gewinnt rund
20 Jahre später gerade einmal noch
jede sechste Kommune im Land Be -
völkerung hinzu. Schrumpfung ist zum
Normalfall ge worden (vgl. Abb. 2).

Alterung

Bedeutsamer als die Veränderung der
Bevölkerungszahl dürften für viele
Städte und Gemeinden die Verschie-
bungen in der Bevölkerungsstruktur
sein. Weniger junge werden zukünftig
mehr älteren Menschen gegenüberste-
hen. Das Durchschnittsalter der Be -
völkerung in Nordrhein-Westfalen wird
nach den vorliegenden Berechnungen
von 42,6 Jahren (2008) auf 46,9 Jahre
(2030) steigen. Hierbei vergrößert sich
der Anteil der jüngeren älteren Men-
schen (60 bis unter 80 Jahre) um rund
ein Drittel, der Anteil der Hochbetagten
(80 Jahre und mehr) wird sich sogar
fast verdoppeln. 
Ebenso wie die Bevölkerungsentwick-
lung verläuft auch die Alterung räumlich
sehr unterschiedlich: Eine besondere
Dynamik entfaltet der Alterungsprozess
in einigen früh suburbanisierten oder
eher ländlich geprägten Kreisen, die 
zu Beginn des Betrachtungszeitraums
noch ein vergleichsweise niedriges
Durchschnittsalter aufweisen. Dagegen
kommt es in den Großstädten zu einer
relativ geringen Steigerung des Durch-
schnittsalters. 

Internationalisierung

In den vergangenen Jahrzehnten wurde
die Bevölkerungsentwicklung in Nord-
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Abb. 1: Bevölkerungsvorausberechnung 2008 – 2030 (Basisvariante)
für die Gemeinden Nordrhein-Westfalens

Datengrundlage: IT.NRW, November 2009
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rhein-Westfalen positiv durch Zuwande-
rungen aus dem Ausland beeinflusst.
Durch die Wanderungsgewinne und eine
höhere Geburtenhäufigkeit in den Haus-
halten mit Migrationshintergrund hat sich
eine Internationalisierung der Bevölke-
rung ergeben, die aufgrund der kultu -
rellen Vielfalt zu einer zunehmend hete-
rogenen Bevölkerungsstruktur beiträgt.
Besonders weit ist dieser Prozess in den
großen Städten des Ruhrgebietes und
des Rheinlandes vorangeschritten, die in
der Vergangenheit traditionell bevorzug-
te Ziele für die Zuwanderung aus dem
Ausland darstellten. Auch die aktuell 
gültige Bevölkerungsvorausberechnung
des statistischen Landesamtes beruht –
trotz zuletzt negativer Wanderungssal-
den gegenüber dem Ausland – auf der
Annahme, dass Nordrhein-Westfalen
über den gesamten Betrachtungszeit-
raum deutliche Gewinne bei der interna-
tionalen Wanderung verbuchen kann.

Individualisierung 

Eine weiter reichende Ausdifferenzie-
rung der Bevölkerungsstruktur ergibt
sich, wenn grundlegende Prozesse 
des sozialen Wandels berücksichtigt
werden. Hier sollen zwei Aspekte 
hervorgehoben werden: Zum einen
werden traditionelle Ordnungsmuster –
wie die Zugehörigkeit zu Schichten und
Klassen – seit einigen Jahrzehnten
zunehmend durch vielfältige Lebens -
stile überlagert. Lebensstile spiegeln
sich zum Beispiel in den Präferenzen

für bestimmte Wohnstandorte und
Wohnformen wider, sodass sie auch 
für Fragen der Raumentwicklung eine 
große Bedeutung erlangen. Zum ande-
ren folgen Lebensverläufe und die da -
mit verbundenen Erwerbsbiographien
immer seltener einem stan dar disierten
Muster. Nach dem Zweiten Weltkrieg
war zunächst eine typische Abfolge
von drei unterschiedlichen Le bens -
abschnitten zu beobachten: Kindheits-
und Jugendphase, Erwachsenenzeit
mit einem Vollzeit-Dauerarbeitsver-
hältnis des Haushaltsvorstandes und 
Se nio renphase. Im Vergleich hierzu
sind Lebensverläufe heute vielfach
durch Brüche im beruflichen wie im 

familiären Bereich gekennzeichnet. Die
Ausdifferenzierung von Haushaltsformen
ist ein wesentliches Resultat dieser
Entwicklungen. Hierbei führt die Indivi-
dualisierung dazu, dass die „Normal -
familie“ an Bedeutung verliert, während
eine Zunahme von Ein- und Zwei-Per-
sonen-Haushalten zu beobachten ist. 

Herausforderung 
demographischer Wandel:
Auswirkungen 
im Siedlungsbestand

Die „Vereinzelung“ im Rahmen der In -
dividualisierung der Bevölkerung wird
durch die Verschiebungen in der Alters-
struktur verstärkt. Von 2008 bis 2030
wird die mittlere Anzahl an Haushalts-
mitgliedern aktuellen Berechnungen zu -
folge von 2,09 auf 1,98 zurückgehen
(vgl. IT.NRW 2009). Diese Entwicklun-
gen lassen Veränderungen bei der
Wohnraumnachfrage erwarten. 
Abbildung 3 koppelt die Darstellung der
heutigen und künftigen Altersstruktur
mit der Markierung wichtiger Nachfra-
gegruppen auf den Wohnungsmärkten.
Für diese Gruppen sind sehr unter-
schiedliche Wohnungsmarktsegmente
relevant. Während es die „Nestflüchter“
eher in kleine Mietwohnungen zieht,
su chen gerade Haushalte in der
Wachstumsphase – die „Familiengrün-
der“ – größere Wohnflächen und oft-
mals ein kindergerechtes Wohnumfeld.
Demgegenüber verlassen die „jungen 
Alten“ teilweise ihre Wohnungen zu-
gunsten serviceorientierten Wohnens 

Abb. 2: Schrumpfende und wachsende Städte und Gemeinden
in Nordrhein-Westfalen Quelle: ILS, Datengrundlage: IT.NRW

Abb. 3: Altersstruktur der Einwohner in Nordrhein-Westfalen 
2008 und 2030 Quelle: ILS, Datengrundlage: IT.NRW



oder zentraler Wohnlagen mit gutem
Versorgungsangebot. Sie fragen nicht
nur neuen Wohnraum nach, sondern
hinterlassen auch frei werdende Woh-
nungen und Häuser. Dies gilt auch 
für die „Senioren“, bei denen vielfach
Haushaltsauflösungen mit einem Um -
zug zu den Kindern oder in betreute
Wohnformen zu erwarten sind. 

Neue Probleme in 
Einfamilienhausgebieten? 

Durch den in einigen Marktsegmenten
deutlichen Nachfragerückgang drohen
in weniger attraktiven Bestandsgebie-
ten zunehmend Leerstände. In diesem
Zusammenhang stellt sich auch die
Frage, wie die Zukunftsfähigkeit von
einzelnen Einfamilienhausgebieten zu
beurteilen ist. Der Anteil der für die
Nachfrage nach Einfamilienhäusern be -
sonders relevanten Gruppe der „Fami -
liengründer“ wird bis zum Jahr 2030
um rund 15 Prozent zurückgehen (vgl.
Abb. 3). Der Effekt des regional und
lokal mit beträchtlichen Unterschieden
verlaufenden Nachfragerückgangs in
diesem „klassischen“ Wohnungsmarkt-
segment wird auf der Angebots-
seite durch die zunehmende Anzahl 

der zum Verkauf anstehenden Objekte
verstärkt. Bereits heute klagen auch
westdeutsche Städte und Gemeinden
über erste Leerstände in älteren Ein -
familienhausgebieten. Zudem zeichnet
sich ab, dass die Gebäude oder auch
die Ausstattung der Quartiere den
geänderten Ansprüchen der Nachfra-
ger – etwa in Bezug auf Wohnungszu-
schnitte, energe tische Standards und
die ÖPNV-Anbindung – zum Teil nicht
mehr genügen. In der Folge bleibt der
zum Erhalt von Siedlungsbeständen
notwendige Genera tionenwechsel aus;
Leerstände und Überalterung der ver-
bleibenden Wohnbevölkerung mindern
die Attraktivität der Gebiete, was sich
wiederum un günstig auf die Nachfrage
auswirkt. Es ist zu erwarten, dass sich
diese Problemlage in Zukunft deutlich
verstärkt. Vor allem für die Städte 
und Ge meinden in Nordrhein-Westfa-
len, deren Woh nungsbestand zu einem
großen Teil aus Einfamilienhäusern aus
den 1950er bis 1970er Jahren besteht,
muss hier ein besonderes Leerstands -
risiko mit den damit verbundenen
Gefahren für die Quartiere unterstellt
werden. Dies gilt insbesondere dann,
wenn der Anteil der älteren Menschen
überproportional hoch ist (vgl. Abb. 4).

Sinkende Infrastruktureffizienz

Die Entleerungs- bzw. Entdichtungs-
prozesse im Zuge des demogra -
phischen Wandels tragen zu einem 
steigenden spezifischen Infrastruktur-
aufwand bei. Dies lässt sich beispiel-
haft an den Daten des statistischen
Landesamtes zur Kanalinfrastruktur ab -
lesen. So stieg allein von 1998 bis
2007 die Länge des Kanalnetzes um
13 Prozent auf 5,4 Meter je ange-
schlossenem Einwohner. 
Die kostenwirksamen Folgen dieser
Entwicklungen sind aus den Stadtum-
baugebieten im Osten Deutschlands
bekannt. Zwar verläuft die Entwicklung
im Westen schleichender, doch muss
auch hier in Teilbereichen mit zusätz -
lichen betrieblichen Maßnahmen (z. B.
Spülungen) und mit einem starken
Anstieg der laufenden Kosten gerech-
net werden. 40 Prozent der Ab wasser-
kanalisation in Nordrhein-Westfalen sind
vor 1970, fast ein Viertel vor 1960
erbaut worden. Demzufolge kommen
kostenintensive Instandhaltungs- und
Erneuerungsmaßnahmen der überalter-
ten Netze hinzu. 

Mehr Kosten
auf weniger Schultern

Die funktionellen und finanziellen Aus-
wirkungen verdeutlicht eine Studie des
ILS in einem größeren Beispielquartier
in Iserlohn (vgl. Dittrich-Wesbuer et 
al. 2009a, Mayr/Tack 2010). Anhand 
dieses Wohngebietes der 1960er und
1970er Jahre mit rückläufiger Bevölke-
rung konnte gezeigt werden, dass
unter der Annahme einer einfachen
Trendfortsetzung in den nächsten 20
Jahren mit kostenwirk samen Folge -
effekten durch die Ver ringerung der
Schmutzwassermenge ge rech net wer-
den muss (vgl. Abb. 5).
Die entstehenden Folgekosten müssen
an die Nutzer weitergegeben werden.
Die vorgenommene Pro-Kopf-Darstel-
lung verdeutlicht dabei ein Grund -
problem der demographischen Ent-
wicklung: Immer weniger Einwohner
können zur Kostenanlastung heran -
gezogen werden. Die Steigerung der
Gesamtkosten der Abwasserinfrastruk-
tur erreicht im dargestellten Beispiel 
in der Pro-Kopf-Betrach tung mit etwa 
40 Prozent eine erheb liche Größen-
ordnung. Die demzufolge zu erwarten-
den Gebührensteigerungen belasten

ILS – Institut für Landes- und 
Stadtentwicklungsforschung4

Abb. 4: Anteil älterer Einfamilienhäuser und Altenquotient in den 
Kreisen und kreisfreien Städten Nordrhein-Westfalens
Quelle: ILS, Datengrundlage: IT.NRW
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Infokasten: ILS-Projekte

die Kommunen in doppelter Weise:
Einerseits sind sie als Träger von öffent-
lichen Einrichtungen und Straßen 
von steigenden Gebühren un mittelbar
betroffen. Andererseits be  steht insbe-
sondere in ballungsferneren Räumen
die Gefahr, dass die Neben  kosten als
„zweite Miete“ die Attrakti vität von
Städten und Gemeinden als Wohn-
standort schmälern.

Von Bedeutung sind neben den Netz  -
infrastrukturen auch die sozialen Infra-
strukturen wie Schulen und Kinder -
gärten. Hier bestehen zwar prinzipiell
bessere Möglichkeiten der Anpassung 
an eine rückläufige Nachfrage. Dabei
sind aber mög liche Einspareffekte zu
hinterfragen, da etwa bei einer Schul-
schließung zusätzliche Kosten für die
Schüler beförderung entstehen. Zudem
ist eine hohe Versorgungsqualität auch
ein Attraktivitätsfaktor der Gemeinde. 

Rechnet sich 
ein neues Baugebiet?

Auch in Zeiten rückläufiger Bevölke-
rungszahlen und beginnenden Über-
hängen in der Infrastruktur gehört 
die Ausweisung neuer Wohngebiete
weiterhin zur kommunalen Praxis. Dies
muss auch als Folge des kleinräumigen
Nebeneinanders von Wachstum und
Schrumpfung im demographischen
Wan del verstanden werden: So lassen
sich bestehender Entwicklungsdruck
und Wohnraumbedarfe in einzelnen Ge -
meinden oder Stadtteilen nicht im mer
auf bestehende Siedlungsstrukturen an

anderer Stelle lenken. Neubauakti -
vi täten werden zu dem häufig damit
begründet, Infrastrukturen durch neue
Nachfrage in ihrem Fortbestand zu

sichern. Auch Er wartungen an steigen-
de Steuereinnahmen sind in diesem
Zusammenhang ein gängiges Argu-
ment der Kommunen.
Allerdings wächst das Bewusstsein der
Planungs- und Entscheidungsträger,
die Finanzierbarkeit der Siedlungsent-
wicklung auf den Prüfstand zu stellen.
Wie aber wirken sich einzelne 
Woh nungsbauvorhaben konkret aus?
„Rech net“ sich eine weitere Ausdeh-
nung der Siedlungsfläche auch mittel-
und langfristig? Zur Beurteilung dieser
Fragen mangelt es nicht selten an 
entsprechenden Daten. Dies gilt für die
Einnahmeseite, wo bislang vielfach sehr
vereinfachte Annahmen über die Aus-
wirkungen von Flächenentwicklungen
auf den Gemeindehaushalt getroffen
werden. Aber auch auf der Aus gaben-
seite beschränken sich die Be trachtun-
gen häufig auf projektbezo gene Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtungen ein zelner
Kostenaspekte.

Abb. 5: Fallbeispiel für die Entwicklung der jährlichen Pro-Kopf-Kosten 
für die quartiersinterne Abwasserkanalisation                   
Quelle: ILS, Datengrundlage: Stadt Iserlohn
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Infokasten: Kostenrechner für die Planungspraxis: 
Beispiele aus Deutschland

Dieser Umstand war ein wichtiger Aus-
gangspunkt der Entwicklung von Werk-
zeugen zur Kostenbetrachtung für die
Planungspraxis, die zumeist durch 
Fördermittel und Modellprojekte des
Bundes und einzelner Bundesländer in
den letzten Jahren ermöglicht wurde.
Inzwischen existiert in Deutschland
eine Reihe dieser Kostenrechner, die
sich – zumeist begrenzt auf den
Bereich von Wohnbaugebieten – bereits
in der An wendung befinden oder aber
unmittelbar vor der Einführung stehen
(vgl. Beispiele im Infokasten „Kosten-
rechner“; Dittrich-Wesbuer/Osterhage
2010). Die Kommunen sollen damit in
die Lage ver setzt werden, eine fundier-
te Ab schätzung der fiskalischen Effekte
von Baugebieten vorzunehmen – und
da durch zu einer ökonomisch und öko -
 logisch nachhaltigen, „demographie -
festen“ Siedlungsentwicklung angeregt
werden.

Dichte als Schlüsselfaktor
kostensparender Siedlungs-
vorhaben

Die Auswertung von vielen Wohnge-
bietsplanungen zeigt einen deutlichen
statistischen Zusammenhang zwischen
der Dichte und den Kosten für die in-
nere Erschließung (vgl. Abb. 6). Dieser 
in vielen Veröffentlichungen zitierte 
Befund („doppelte Dichte = halbe 
Kos ten“) lässt sich dabei nicht nur mit
Wohnformen im verdichteten Geschoss-
wohnungsbau erreichen. Vielmehr führt
bereits eine moderate Verdichtung
(etwa 25 bis 30 Wohnein heiten pro
Hektar Bruttobauland) oder eine größe-
re Vielfalt an Wohnformen gegenüber
dem gering verdichteten Einfamilien-
hausbau zu merklichen Einsparungen.
Das planerische Konzept einer Wohn-

siedlung hat damit unmittelbare Aus-
 wirkungen auf die Herstellungs- und
Folgekosten. 

Geringere Kosten 
durch integrierte Lage

Neben der Erschließungsform und den
Gebäude- und Grundstückszuschnitten
entscheidet der gewählte Standort
über die Anschlussfähigkeit eines Neu-
baugebietes an die vorhandenen Infra-
struktursysteme und damit auch über
die entstehenden Kosten. Hier sind vor
allem die äußere Verkehrserschließung
und die Anbindung an die bestehenden
Ver- und Entsorgungssysteme von Be -
deutung. Zwar verdeutlichen die Aus-
wertungen zu den fiskalischen Ef  fekten
der Innenentwicklung gegenüber der
Außenentwicklung, dass die Bilanz von
den spezifischen Bedingungen des Ein-
zelfalls abhängt und im Vorfeld nicht
pauschal angegeben werden kann.

Dennoch kann verallgemeinert werden,
dass die Schaffung von Verkehrs- 
oder Straßeninfrastrukturen sowie von
übergeordneten Abwasseranlagen zur
An bindung des Gebietes bei unzurei-
chend integrierten Vorhaben zu den
wesentlichen Kostentreibern gehört.

Daneben ist auch die derzeitige und
künftige Auslastung und Entwicklungs-
fähigkeit von Infrastrukturen wie dem
ÖPNV, von Schulen oder Kindergärten
zu berücksichtigen. Diese Wohnfolge-
einrichtungen gerieten in der Vergan-
genheit häufig aus dem Blickfeld,
gewinnen aber aktuell immens an
Bedeutung. Vor dem Hintergrund der
Veränderungen der Bevölkerungszahl
und -struktur gilt es vor allem, durch
eine strategische Planung der Sied-
lungs entwicklung sogenannte Sprung-
kosten durch den Aus- oder Neubau
von Infrastrukturen zu vermeiden.  

Große Bedeutung 
der Folgekosten
Die Herausforderungen des demogra-
phischen Wandels verweisen eindrück-
lich auf die Notwendigkeit, langfristige
Entwicklungsperspektiven bei der Pla-
nung zu berücksichtigen. Dies zeigt
sich auch in der Betrachtung der
Kosten und Nutzen der Siedlungsent-
wicklung als überaus bedeutsam und
rückt die Folgekosten in den Vorder-
grund. Duch empirische Analysen
konnte gezeigt werden, dass aus der
Sicht der Kommunen die laufenden
Kosten für den Betrieb und die Instand-

Bebauungsdichte (Wohneinheiten je Hektar Bruttobauland)

Abb. 6: Herstellungskosten für die innere Verkehrserschließung nach 
Bebauungsdichte Quelle: Dittrich-Wesbuer et al. 2009b
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Abb. 7: Fallstudienrechnung zum 
kommunalen Kostenanteil
Quelle: Dittrich-Wesbuer et al. 2008

Abb. 9: Beispielrechnung für den Gemeindeanteil an der
Einkommensteuer Quelle: Dittrich-Wesbuer et al. 2008

haltung der notwendigen Infrastruktu-
ren häufig be deutsamer sind als die
Kostenbe lastung durch die Herstellung
der Anlagen. Die in Abbildung 7 vorge-
nommene Zuordnung der Kosten –
abgeleitet aus einer Fallstudienuntersu-
chung für zehn Neubaugebiete – ver-
deutlicht, dass die Herstellungskosten
von den Kommunen zu einem großen
Teil an die Nutzer weitergegeben wer-
den können (vgl. Dittrich-Wesbuer et al.
2008). Betrieb und Instandhaltung der
Infrastrukturen stehen dagegen in der
Regel dauerhaft in öffentlicher Finanzie-
rungsverantwortung; ein Umstand, der
bei der Planung von Siedlungsvor -
haben ausreichende Berücksichtigung
finden muss.

Auswirkungen auf die 
kommunalen Einnahmen 

Die Realisierung eines Siedlungsprojek-
tes wirkt sich auf die Einnahmeseite 
im Gemeindehaushalt aus (vgl. Abb. 8).
So werden Grundsteuereinnahmen er -
zielt, die je nach Vornutzung und 
Be bauungskonzept variieren. Darüber 
hinaus erhöhen sich die kommunalen
Einnahmen aus der Einkommensteuer.
Allerdings ist dieser fiskalische Nutzen
an den Zugewinn von Einwohnern
gekoppelt. Wenn sich in Folge eines
Baugebietes die Anzahl der steuer-
pflichtigen Einwohner in der Gemeinde
erhöht, sind positive Effekte für 
den kommunalen Haushalt zu erwar-
ten. Diese Einwohnerabhängigkeit der
Re gelungen (Verteilung nach dem
Wohnsitzprinzip) trägt wesentlich zur

Konkurrenz um Einwohner zwischen
den Kommunen bei.

Allerdings darf die Höhe des zu erwar-
tenden Einkommensteuereffekts durch
die Schaffung eines Baugebietes nicht
überschätzt werden. Zum einen sorgt
eine relativ niedrige Kappungsgrenze
dafür, dass die Einkommen der neuen
Bewohnerinnen und Bewohner nur bis
zu einem gewissen Teil (30.000 Euro 
je Steuerpflichtigem) in die Berechnung
des Verteilungsschlüssels einbezogen
werden. Wie Abbildung 9 schematisch
verdeutlicht, sind höhere Jahreseinkom -
men der Einwohner für die Ge meinde
daher nicht mit einem größeren Anteil
an der Einkommensteuer verbunden.
Zudem steht den Städten und Gemein-
den vom gesamten Einkommensteuer-
aufkommen eines Bundeslandes nur 

ein Anteil von etwa 15 Prozent zu, 
der dann auf der Grundlage des 
an rechnungsfähigen Einkommensteu-
er aufkommens der Kommunen verteilt
wird. Schließlich wird ein realisiertes
Baugebiet durch die gesetz lichen Re -
ge lungen erst mit deutlicher zeitlicher
Verzögerung fiskalisch wirksam.

Neben zusätzlichen Steuereinnahmen
sind bei der Betrachtung der Einnah-
meseite die Schlüsselzuweisungen und
Umlagen im Rahmen des kommunalen
Finanzausgleichs zu beachten.2 Die
Bemessung erfolgt auf der Grundlage 
einer komplexen Berechnung, in deren 
Kern die Gegenüberstellung von Finanz-
bedarf und Finanzkraft einer Gemeinde
steht (vgl. Abb. 8). Bei der Ermittlung
des Finanzbedarfs zeigt sich erneut die 
Einwohnerabhängigkeit des kommuna-

Abb. 8: Wirkungszusammenhänge im kommunalen Finanzausgleich
Quelle: Dittrich-Wesbuer et al. 2009b



len Finanzsystems, indem zusätzliche
Einwohner einen Zugewinn an Schlüs-
selzuweisungen erwarten lassen. Er -
höht sich durch ein Baugebiet infolge
zusätzlicher Einnahmen die Finanzkraft,
sind allerdings gleichzeitig negative
Rückkopplungen wirksam, die zu einer
Verminderung der Schlüsselzuweisun-
gen und – bei kreisangehörigen Ge -
mein den – zu einer Er höhung der 
Kreisumlage führen. Beispielrechnun-
gen zei gen, dass sich die Effekte von
neuen Baugebieten auf die Schlüssel-
zuweisungen fallbezogen sehr unter-
schiedlich darstellen (vgl. Dittrich-Wes-
buer et al. 2008). Dies unterstützt die
Notwendigkeit einer einzelfallbezogenen
Be rechnung, wie sie durch die aktuelle
Entwicklung von Kostenrechnern vor-
angetrieben wird. 

Fazit

Der demographische Wandel und die
anhaltende Krise der öffentlichen Haus-
halte zwingen dazu, die Siedlungsent-
wicklung der vergangenen Jahrzehnte
kritisch zu hinterfragen. Die Berück-
sichtigung von Kosten und Nutzen der
Siedlungsentwicklung ist zu begrüßen.
Hierbei geht es nicht um eine umfas-
sende „Ökonomisierung“ der Planung,
die wenig Raum für andere wichtige 
Zielsetzungen lässt. Bei Entscheidun-
gen zur zukünftigen Siedlungsentwick-
lung sind die zu erwartenden finanziel-
len Effekte jedoch ein wichtiger Belang,
der bisher in der planerischen Abwä-
gung allzu oft vernachlässigt oder nur
sehr pauschal betrachtet wurde. 

Die grundlegenden Prinzipien einer
kos tensparenden Siedlungsentwicklung
sind vielfach herausgearbeitet worden
(vgl. u. a. Osterhage 2009). Für eine
fundierte Einzelfallbetrachtung stehen
erste Werkzeuge zur fiskalischen Wir-
kungsanalyse zur Verfügung. Die Eta-
blierung solcher Instrumente sowie 
die Sensibilisierung der handelnden
Akteure für die bestehenden Wirkungs-
zusammenhänge stellen jedoch weiter-
hin wichtige Aufgaben dar. 

Der demographische Wandel ver-
schärft den Wettbewerb um Einwohner.
Der von vielen Städten und Gemeinden
hierbei geäußerte Wunsch, zusätzlich
Flächen für gering verdichtete Wohnfor-
men auszuweisen, ist zunächst nach-

vollziehbar. Allerdings ist eine solche
Strategie bei näherer Betrachtung als
kritisch zu bewerten. Die „Verteilungs-
masse“ der mobilen Haushalte in einer
Region ist begrenzt und weist wie
beschrieben – insbesondere in der
umworbenen Zielgruppe der Familien-
haushalte – deutlich rückläufige Ten-
denzen auf. Gewinne einer Stadt oder
Gemeinde gehen daher zwangsläufig
zu Lasten anderer Räume in der 
Region. Durch Neubaugebiete werden
Über kapazitäten an Wohnraum und
Infrastruktur häufig weiter erhalten bzw.
sogar neu geschaffen und damit Folge-
lasten für die Zukunft verursacht, die
die erhofften Einnahmen schnell über-
kompensieren.

Vor diesem Hintergrund kommt der
detaillierten Untersuchung von regio -
nalen Wirkungszusammenhängen, die
sich aus der Flächenpolitik einzelner
Kommunen ergeben, in Zukunft eine
besondere Bedeutung zu. Daneben ist
natürlich die Frage zu beantworten, wie
eine kostensparende Fortentwicklung
des Siedlungsbestandes unter den Be -
dingungen eines zumeist schleichen -
den Schrumpfungsprozesses ge lingen
kann. Das ILS hat diese Fragestellun-
gen in aktuellen Forschungsprojekten
in den Blick genommen.
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